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Zusammenfassung. Der Beitrag zeigt die Schließung der Rationalitätslücke im modernen Wissenschaftsverständnis, z.B. im kritischen Rationalismus, durch die tpDE im Hinblick auf Naturschutzprobleme. Es geht um die Überwindung einer relativistischen Sicht auf Wert- und Zielbegründungen im Allgemeinen und um die Aufdeckung schwerwiegender Begründungsprobleme im Naturschutz im speziellen, denn diese behindern u.U. eine verantwortliche Bearbeitung von Naturschutzproblemen, da sie eine geltungsfähige Zielbegründung erschweren, ggf. zu unrechtmäßigen Beschränkungen führen und den sozialen Frieden bedrohen.

Die tpDE bietet hier Lösungsansätze: Sie deckt als Voraussetzung des Argumentierens anthropozentrische, letztgültige Normen auf. Durch deren Differenzierung entfaltet die tpDE eine das Handeln orientierende Kraft, die auch für den Naturschutz fruchtbar gemacht werden muss.
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Vorbemerkung
Der Beitrag ist Teilergebnis meiner Dissertation zum Naturschutzkonflikt im Nationalpark Unteres Odertal. Dieser Konflikt ergibt sich aus den unterschiedlichen Interessen „der“ Nationalparkverantwortlichen und „der“ von den Naturschutzmassnahmen Betroffenen. 

Meine Methode bestand in der empirischen Erfassung unterschiedlicher Argumente: Diese beziehen sich z.B. auf die Situationsbeschreibung, die Begründung/Ablehnung der Schutzziele oder auf die naturschutzbedingte Berechtigung der Einschränkung der Anwohner. Das so gewonnene Argumente-Material weist massive Widersprüche auf, sodass sich ein Bewertungsproblem stellt: Gibt es vernunftgemäße Maßstäbe, nach denen die Legitimität der widersprüchlichen Argumente der Naturschutz-Stakeholder bewertet werden kann? Diese Frage führt unmittelbar in die Ethik. Der Beitrag beschreibt hauptsächlich den Teil der Dissertation, der der Suche solcher Maßstäbe dient. Insofern handelt es sich hier um eine Metareflexion, die das konkrete Material selbst nur am Rande beleuchtet.

Rationalitätslücke als Begründungsproblem 

Ausgangspunkt ist eine grundsätzliche Rationalitätslücke im modernen Wissenschaftsverständnis. Dieses ist für die Auseinandersetzung mit der globalen ökologischen Krise und dem Naturschutz zentral. Denn der durch die Lücke paralysierte Vernunftbegriff macht es unmöglich, praktisches Handeln intersubjektiv zu rechtfertigen und wirft selbst ein Verantwortungsproblem auf (vgl. Apel 1973; Apel et al. 1998). Ich werde diese Lücke aufzeigen, Probleme fehlerhafter Lückenschließung benennen, dafür eine Lösung vorschlagen und deren Bedeutung für den Naturschutz kenntlich machen. 

Die Rationalitätslücke besteht in folgendem Dilemma. Einerseits: Die ungeheure Vergrößerung des Risikos aller menschlichen Aktivitäten und Konflikte hat neue globale und dringlichste Problemlagen hervorgebracht. Diese Risiken sind mit der technisch-wissenschaftlichen Potenz des Menschen verbunden und kommen in der Rede über die globale Krise bzw. die Umweltprobleme zum Ausdruck. Diese Situation lässt eine eklatante Differenz zwischen einem erwünschten Sollen und dem tatsächlichen Sein hervortreten. Eine Ethik müsste – auch im Konfliktfall – intersubjektiv Begründen können, warum welche Differenz zwischen Sein und Sollen zu verringern ist.

Andererseits: Das gegenwärtige Rationalitätsverständnis lässt keine Wertrationalität, keine gültige Ziel- und Moralbegründung und daher keine intersubjektiv verbindliche Ethik zu: Denn die moderne Wissenschaft kennt lediglich zwei Bedingungen für ihre Möglichkeit und Gültigkeit: Tatsachen und formale Logik (Böhler 1985: 356; Hösle 1999: 105). Ebenso lassen sich allein aus Tatsachen und formaler Logik keine Werte, Ziele und Normen ableiten.

Folglich ist es in diesem Rationalitätsverständnis unmöglich, der rationalen Begründung von „Mitteleinsatz“ eine rationale Begründung von Zielen zur Seite zu stellen. Rationales Handeln setzt aber voraus, dass nicht nur Mittel hinsichtlich gegebener Ziele effizient eingesetzt, sondern auch, dass diese zu Recht angestrebt werden; sonst wären die effizient eingesetzten Mittel sinnlos (Apel 1973: 378; Gronke 2000: 174). Aus der Annahme aber, Ziele seien keiner rationalen Orientierung zugänglich – sofern es sich nicht um Zwischenziele als Mittel für Oberziele handelte – ergibt sich die Rationalitätslücke. 

Kritischer Rationalismus: eine inkonsistente Lösung

Es gibt verschiedene Vorschläge damit umzugehen, dass für die gesamte Wissenschaft alles auf Grundlagen ruht, für die sich kein unbestreitbarer Grund der Geltung finden lässt. Der kritische Rationalismus versucht die mit dem Induktionsproblem verbundene Haltlosigkeit zu lösen, in dem er zeigt, dass es dieses Problem nicht gibt: Eine Beobachtung kann einer Theorie niemals vorausgehen, um anschließend zur Theorie verallgemeinert zu werden; die Gegenstände der Beobachtung sind keine empirischen Tatsachen, sondern bereits selbst theoretische Entitäten (Magee 1986: 31). Theorien sind nun untrennbar mit Begriffen und Sprache verbunden; aber bei Begriffen – so Popper – könne man nicht nach Wahrheit oder Falschheit fragen (Magee 1986: 32). Um Theorien als Basis aller Wissenschaft einen vernünftigen Halt zu geben, empfiehlt Popper daher den Weg der kritischen Prüfung aller Hypothesen durch das „Falsifikationsprinzip“. Da nun auch die Falsifikation irrtümlich sein kann, folgt nach Popper nicht, dass die kritische Prüfung aufzugeben sei, sondern bestätige sich die Notwendigkeit des Falsifikationsprinzips. Mit diesem Prinzip macht Popper auf Grund seiner wissenschaftstheoretischen Reflexionen normativ relevante Aussagen. Damit läge evtl. ein Ansatzpunkt für eine intersubjektiv geltungsfähige Ethik und eine Lösungsmöglichkeit für das genannte Dilemma vor. 

Der kritische Rationalismus zerstört diese Möglichkeit sofort wieder: Denn er (Hans Albert) behauptet, im Rahmen des sog. Münchhausentrilemmas, dass philosophische Letztbegründung unmöglich ist. Das Trilemma zeige, dass alles Begründen in folgende Situation führe (Apel 1984: 106): In den unabschließbaren Regress, in einen logischen Zirkel, in den dogmatischen Abbruch der Begründung. Ebenso bleibt das Prinzip des zu vermeidenden naturalistischen Fehlschlusses
 gültig. Normendeduktion ist nichts anderes, als die Explikation von schon als gültig Vorausgesetztem, nicht aber die Begründung von normativ Relevantem (Kuhlmann 1992a: 165). Daher – so Popper – zeige sich, dass für Wissenschaft und Ethik, letztgültige Begründungen und Gewissheitsstreben weder möglich noch sinnvoll sind. Auch seien Letztbegründungsversuche gefährlich: Sie hielten den wissenschaftlichen Fortschritt auf und führten zum Dogmatismus (Kuhlmann 1985: 62 ff.). 

 Ebenso könne nach Popper für die Wahl des Vernunftprinzips „Falsifikation“ – und damit für seine normativen Empfehlungen für Wissenschaftler –, kein Grund der Vernunft mehr aufgeboten werden, um es gegenüber dem Irrationalismus auszuzeichnen. Die Wahl seines Vernunftprinzips müsse – nach Popper – daher auf einem Glaubensakt gründen (Apel 1973: 327, 420; Popper 1958: 282 ff.). Damit nimmt der kritische Rationalismus etwas in Anspruch, was er selber bestreitet: Das es möglich sei, die bessere Theorie zu erkennen (Kuhlmann 1985:60). Auch verneint er, was er bejahen müsste, dass man wissen kann, warum man sich für die Norm „Falsifikation“ entscheiden soll. Diese Norm kann nun nicht mehr allgemeinverbindlich gelten. Kurz: der kritische Rationalismus ist inkonsistent. Würde das Münchhausentrilmma für alles gelten, wäre gezeigt, dass es nirgends eine normative Ethik geben kann, die im Sinne Kants intersubjektiv gültig wäre (Kuhlmann 1985: 61). Damit gäbe es im Falle konfligierender Interessen keine allgemeinverbindlichen Verhaltensregeln. Die Rationalitätslücke bestünde weiterhin. 

Die Lösung durch die tpDE: die moralische Substanz der vernünftigen Rede

Die tpDE beseitigt das Dilemma. Die Begründer der DE sind Karl-Otto Apel und Jürgen Habermas. Das gesellschaftspolitische Anliegen der DE besteht – auch angesichts der ökologischen Krise – in der Begründung sinnvoll nicht bestreitbarer ethischer Normen (z.B. Menschenrechte, Natur- u. Umweltschutz) (Apel 1998). Apel hält zur Bestimmung einer rationalen Ethik die Letztbegründung – auch angesichts der mit dem Prozess der Globalisierung sich potenzierenden Reibungsflächen unterschiedlichster Normensysteme – für nötig und – im Gegensatz zu Habermas – für möglich. Apel betont entgegen der Habermas’schen Diskurstheorie – den nicht-theoretischen Ansatz der DE. 

Das Begründungsprogramm der tpDE umgeht die Schwierigkeiten des Münchhausentrilemmas, in dem es an eine unübliche, wenn auch altbekannte Form des Denkens anknüpft: Aristoteles hatte neben der Begründung durch Ableiten, auf die Begründung durch „Reflexion auf das beim skeptischen Fragen immer schon in Anspruch genommene“, hingewiesen (Kuhlmann 1985: 270; Böhler 1982: 85). Dies zeigt sich hinsichtlich der Logik, wie hinsichtlich der Bedingungen der Möglichkeit des Zeichengebrauchs und Argumentierens: Die Grundsätze der Logik, wie die pragmatischen Regeln des konsistenten Ausführens von Sprechakten und deren dialogisch-pragmatische Gegenseitigkeitsstruktur, können geltungsfähig nicht bestritten werden (Apel 1973: 406): Bereits durch das Bestreiten nähme der Bestreitende das Bestrittene in Anspruch. Eine solche Begründung durch Widerlegung des Gegenteils – die sich aus der Reflexion auf die Bedingungen des Argumentierens und Denkens ergibt – bedarf keines Grundes hinter dem zu Begründenden (vgl. weiter unten zum performativen Selbstwiderspruch).

Nicht alles, was sich behaupten lässt, muss sich daher aus einer Theorie ergeben (vgl. Apel et al. 1984: 582 f.). Nur für Begründungszusammenhängen, die auf Ableiten nicht verzichten können – für alle empirisch-theoretischen Aussagen – gilt das Münchhausentrilemma. Für Begründungen, die auf die Reflexion auf die Bedingungen des Argumentierens bauen, gilt es nicht (Kuhlmann 1992a: 155). 

Mit der Idee der Begründung durch Reflexion im Rücken, setzt die tpDE als Erkenntnistheorie an. In der Reflexion auf die sprachlichen Bedingungen der Erkenntnis ergab sich die sog. dreistellige Semiotik (Apel et al. 1998: 27). Aus ihr folgt die nicht-theoretische Einsicht, dass Argumentieren, Denken, Behaupten und damit Erkenntnis nur durch Zeichenverwendung (Semiosis) möglich ist. Zeichenverwendung ist immer regelgeleitetes Handeln und daher normativ gehaltvoll. Erkenntnis ergibt sich dabei aus der folgenden dreistelligen Beziehung:


I. reales Objekt  –  II. Zeichen –  III. reales Subjekt der Zeicheninterpretation.

In diesem Schema wird dem Objekt der Erkenntnis (I) und dem Erkenntnissubjekt (III) eine weitere Ebene zwischen geschaltet: nämlich das Zeichen (II). Eine direkte Verbindung vom Erkenntnissubjekt zum realen Objekt gibt es dabei nicht.

Vernunft ergibt sich aus den Bedingungen der Möglichkeit des Argumentierens und Denkens. Hierzu zählt das genannte Schema in sozialkommunikativer Erweiterung. Erkennen ist nicht nur zeichenvermittelt; Zeichen können wir nur gemeinsam mit anderen verwen​​​‑
den: Nur so können wir unser Gemeintes verstehen und prüfen, ob das Gemeinte zutrifft, bzw. überhaupt nur unterscheiden, was Fasch und Richtig ist.

Ohne die sozialkommunikativen Voraussetzungen ist diese Unterscheidung unmöglich. Denn einer alleine kann – etwa durch Beobachten – keiner Regel folgen
, könnte er keine Sprache sprechen oder verstehen; er könnte keinen Unterschied machen zwischen falscher und richtiger Regelverwendung. Denn einer endlichen beobachtbaren Handlungsreihe, zu der auch Sprachhandlungen zählen, kann eine unendliche Menge von Regeln zugeordnet werden (Esfeld 2000: 45). Bereits vor jeder Beobachtung müsste einer alleine über ein Regelwissen verfügen, mit dem er die falsche von der richtigen Regel unterscheiden kann; die Geltung dieses Wissen könnte aber ebenfalls nur durch die Geltungsprüfung gegenüber allen Einwänden – und d.h. gegenüber anderen – eingesehen werden. Daraus folgt: Erst ein aufeinanderbezogenes Handeln ermöglicht die Geltungsprüfung und damit die Unterscheidung von Falsch und Richtig. Selbst wenn man also die Geltung des obigen Schemas bestritte, hätte man es durch das Bestreiten in Anspruch genommen. 

Die zentrale Einsicht ist Zweierlei: Sowohl die Geltungsprüfung
 wie die Sinnverständigung
 ist sozialkommunikativ. Geltungsprüfung und Sinnverständigung müssen sich kontrafaktisch auf die unbegrenzte Öffentlichkeit beziehen, gegenüber der eine vorgetragene Behauptung mit Argumenten gegen alle Einwände zu verteidigen wäre: Denn eine Behauptung ist immer ein Antrag auf Anerkennung der Gültigkeit eines Argumentes u.d.h. eine Aufforderung an die unbeschränkte Argumentationsgemeinschaft, diese Behauptung zu prüfen.

„Denn eine Behauptung, die man nur gegenüber bestimmten Menschen geltend machen würde, die man aber nicht gegenüber jedem vernünftigen Argumentationspartner zu verteidigen bereit ist, wäre als Argumentationshandlung sinnlos: sie würde ihren Anspruch auf Gültigkeit selbst beschränken und könnte daher nicht als Argumentationshandlung anerkannt werden.“

Apel et al. (1984: 343).

Damit ist Vernunft sowohl auf der Sinn-, wie auf der Geltungsebene unhintergehbar sozialkommunikativ. Wir können die Welt mit nichts konfrontieren, dass nicht selber sprachimprägniert wäre und einen sozial-kommunikativen Hintergrund hätte (Habermas 2004: 246; vgl. weiter unten: Physiozentrismus.).

Sprache zeichnet sich durch ihre performativ-propositionale Doppelstruktur aus, also dadurch, dass Sprache nicht nur einen Inhalt hat, sondern immer auch voraussetzungsvolles Handeln ist. Daraus folgt die zentrale Einsicht der tpDE: Es ist möglich, nicht mehr nur nach den Bedingungen von Erkenntnis, sondern auch nach den von Sinn zu fragen. Die Sinnbedingung ist jeder Wahrheitsprüfung vorgelagert. Das Sinnkriterium ist die pragmatische Konsistenz: Sie beschreibt die Widerspruchsfreiheit zwischen dem Inhalt eines Sprechaktes (dessen propositionalem Teil) und dem, was man im performativen Teil des Sprechaktes notwendig tut, oder in Anspruch nimmt (Böhler 1982: 90). Diese, zu jeder Erkenntnis gehörigen Voraussetzungen des Argumentierens und Interpretierens von Zeichen, heißen Präsuppositionen. Eine sinnvolle Aussage kann dann zu nichts auffordern, die diesen Voraussetzungen widersprächen. Damit deutet sich an, dass im performativen Teil der Sprache normativ Gehaltvolles steckt.

Auch stoßen wir  auf das Kriterium, mit dem  unbestreitbares normatives Wissen kenntlich wird:  Kommt es zwischen dem performativen und propositionalen  Teil  einer Aussage zu  einem  Widerspruch –  dem sog. performativen Selbstwiderspruch (pS) – dann kann niemand  eine solche Aussage verstehen, wäre  eine daran hängende Skepsis ungültig. Derart widerlegte Argumente sind nicht falsch oder richtig, sondern sinnlos. 

Beispiele für einen pS sind: „Ich sage heute kein Wort“. Aber auch: „Ich bestreite hiermit die Voraussetzungen der Argumentation“. Oder: „Ich behaupte als wahr: Es gibt keine Letztbegründung“ (Apel et al. 1998: 39). Ein Wahrheitsanspruch, der sich prinzipiell sinnvoll nicht bestreiten lässt, kann nicht trotzdem falsch sein und ist daher letztbegründet. Das Kriterium des zu vermeidenden pS kann den Vorgang einer praktischen Normenprüfung leiten: Bereits vor einer Geltungsprüfung lassen sich Positionen auf ihre pS-Freiheit hin untersuchen. Positionen, die einen pS enthielten, sind nicht geltungsfähig.Damit deckt die dreistellige Semiotik bereits in der Struktur der Erkenntnis einen Ansatz für die Bestimmung unhintergehbarer moralischer Normen auf: In der Zeichenverwendung haben wir uns immer schon auf ein regelhaftes Verhalten gegenüber anderen Argumentationspartnern eingelassen, 

dessen intersubjektive Befolgungswürdigkeit sich geltungsfähig nicht bestreiten lässt. Es ergibt sich die Grundeinsicht der tpDE:

Die Struktur vernünftiger Rede hat genügend „moralische Substanz“, mindestens um eine unhintergehbare Minimalethik zu etablieren. 

Praxisrelevanz der tpDE: Die Entfaltung unbestreitbarer Normen 

Die entscheidende Frage ist, wie sich die Bedingungen und Normen der Kommunikation (Präsuppositionen) weiter entfalten lassen. Wie ergibt sich daraus eine praxisrelevante Ethik, etwa für den Naturschutz. Dies werde ich im Folgenden kurz andeuten. Aus der tpDE ergeben sich zunächst vier allgemeine Grundnormen, deren Bestreiten in den pS führen würde (N1-N4) (Kuhlmann 1985: 185 ff; Apel et al. 1984: 334 ff.):

N1: Lasse keine argumentationsfremden Instanzen
 und keine Argumente gelten, die sich nicht im argumentativen Dialog rechtfertigen lassen, argumentiere rational. Denn wenn wir wirklich etwas wissen wollen – z.B. ob sich etwas so verhält oder nicht verhält wie behauptet – dann müssen wir den Skeptizismus überwinden; dann aber müssen wir alle Zweifel und Widersprüche auf Berechtigung prüfen und ausräumen wollen; dann aber müssen wir die intersubjektiv kritische und prüfbare Erörterung aller relevanten Thesen, Gründe und Gegengründe wollen (. Für höhere Wahrheiten, für Metaphysik, ist kein Platz (Tugendhat 1984: 126).

N2: Im Argumentieren sollen wir den Konsens im Rahmen der unbegrenzten Kommunikationsgemeinschaft suchen. Der Konsens impliziert damit die prinzipiell gleichberechtigte Berücksichtigung eines jeden in Gegenwart und Zukunft, der Argumente vorbringen könnte. Denn der Sinn des argumentativen Vertretens von Behauptungen ist der, dass die Behauptung wahr ist und die Wahrheit durch Argumente gegenüber allen Einwänden einsichtig gemacht werden kann. Dann aber muss man einen Konsens wollen. Diesen Konsens muss man gleichzeitig mit der unbegrenzten Argumentationsgemeinschaft wollen. Denn irgendeine Beschränkung dieser Gemeinschaft – etwa hinsichtlich der freien Rede 

oder argumentationsfähiger Teilnehmer – wäre eine Einschränkung des Geltungsanspruches der Behauptung. Dies macht z.B. die Partizipation möglichst aller Betroffenen notwendig – denn nur so können die potentiellen Konflikte sichtbar und bearbeitbar werden. Ebenso wird es nötig, advokatische Vertretungsstrukturen für diejenigen zu schaffen, die nicht in der Lage sind, am Diskurs teilzunehmen
. Das Konsensgebot gilt allgemein auch für praktische Fragen – etwa hinsichtlich eigener Bedürfnisse und Interessen
. 

N3: Aus der Verpflichtung zum Konsens ergibt sich – auch für praktische Fragen - das Kooperationsgebot: Denn um Geltungsansprüche einzulösen, muss der Argumentierende handeln; er muss dies nicht nur in Bezug auf die thematisierte Sache, sondern auch in Bezug auf die Argumentationspartner; diese müssen ihre Behauptungen gegeneinander so zur Prüfung vorlegen, dass die Behauptungen von Einwänden oder Bestätigungen getroffen werden können. Damit haben wir spezifische soziale Interaktionsverhältnisse und -regeln anerkannt. In ihnen darf nichts eine Rolle spielen, was die Wahrheitsfindung behindern könnte und muss alles mitspielen, was dazu von Belang ist – vor allem: gegenseitige Anerkennung von Wahrheits- und Zurechnungsfähigkeit, gleiche Rechte Begründungen zu Verlangen, Einsprüche zu erheben, Fragen zu stellen, Gesichtspunkte hinzuzufügen. Auch müssen wir uns um die Gestaltung einer Geschäftsordnung bemühen, die die Lösung praktischer Konflikte in einem vernünftigen Konsens ermöglicht. Die damit verbundene Mitverantwortung für die Möglichkeit der Kooperation in der realen Lebenswelt, zielt daher auf die Herstellung von gegenseitigem Vertrauen und weitestgehende Partizipation. Dies ist u.a. an kommunikative Verständlichkeit, Aufrichtigkeit, Gewaltfreiheit und gegenseitige Informationsbeschaffung gebunden. N2 und N3 kann zusammenfassend auch als das Prinzip der verallgemeinerbaren Gegenseitigkeit gefasst werden.

N4: N4 ist das Gebot zur Verminderung der Differenz zwischen den idealen Gehalten von N1-N3 einerseits und den realen Diskursbedingungen andererseits, in denen nicht alle Kommunikationspartner bereit oder fähig sind zu kooperieren, den Konsens zu  suchen und die reale Kommunikationsgemeinschaft zu entgrenzen. Zwar bleiben die genannten Präsuppositionen unbezweifelbar – nämlich auf einer ersten Stufe -, sie enthalten aber selbst schon ihre praktische Ergänzung: Denn die besten Argumente sind immer zugleich auch die situationsangepastesten. In diesem Ergänzungsbereich sind Irrtümer möglich. Somit tritt die Zweistufigkeit der tpDE hervor und tritt die unaufhebbare Differenz von Realität und Idealität, in das Zentrum der tpDE. 

 Auch wenn die Gestaltung des mit der Differenz verbundenen Spannungsverhältnis erst durch einen realen und irrtumsfähigen Diskurs möglich wird, bleibt ein unbestreitbarer Kern: Er verpflichtet, uns um eine Reduzierung dieser Differenz zu bemühen. D.h. es geht mit Blick auf die ideale Kommunikationsgemeinschaft um den Erhalt von Geeignetem und die Verbesserung von weniger Geeignetem. Das Bemühen um diese Entgrenzung der realen Kommunikationsgemeinschaft, wird für die moralische Bewertung des Praktischen zur Orientierungsgrundlage.

Zu den Verhältnissen gehören die bio-physikalischen und sozialen Voraussetzungen der unbeschränkten Kommunikation. Aus diesen Voraussetzungen ergibt sich - als Lösung des Begründungsproblems einer ökologischen Ethik - das Bewahrungsprinzip. Es besagt: Auch in Zukunft soll eine Menschheit unter Gerechtigkeitsbedingungen sein u.d.h. auch alles, was dazu nötig ist. Damit liegt ein unbestreitbarer Kern für eine Zukunftsverantwortung und eine Natur- bzw. Umweltverantwortung vor, der mit einer Ökodiktatur unvereinbar ist . 

Zu den Verhältnissen gehört auch die Beschränktheit der realen Umstände: etwa hinsichtlich Wissen, der sozialen und materiellen Voraussetzungen, kognitiver und kommunikativer Fähigkeiten und Bedingungen, des moralischen Willens, der strategischen Zielverfolgung. Daher kann selbst konterstrategisches Verhalten vernunftkonform sein: Denn die Berücksichtigung der Nicht-Idealität der Welt führt auch dazu, dass wir uns immer überlegen müssen, ob die umstandslose Befolgung der Kommunikationsnormen auch zu verantworten ist. Denn sofern deren direkte Anwendung dazu führen würde, dass sich die Realisierungsbedingungen unbeschränkter Diskurse verschlechterten, muss ggf. die Beteiligung eingegrenzt, der Diskurs abgebrochen, die Information zurückgehalten oder die Maßnahme gegen offenen Widerstand durchgesetzt werden (Kuhlmann 1985: 215). Ein solches Verhalten ist in der Tat heikel. Der Rechtfertigungsgrund ist der, dass die Beschränkungen zur Verbesserung der Kommunikationsvoraussetzungen beitragen (Kuhlmann 1985: 36). 

Ebenso folgt das Fallibilitätsprinzip: Wir sind verpflichtet, unsere Irrtumsfähigkeit hinsichtlich allen theoretischen und praktischen Wissens anzuerkennen und unsere hierauf gründenden Urteile unabschließbar dem kritischen Diskurs auszusetzen. Mit der Irrtümlichkeit ist das Reversibilitätsprinzip verbunden: Alle Handlungen sind zu prüfen, ob sie im Falle neuer Einsichten und Interessen ausreichend korrigierbar sind. Denn die „Zementierung“ einer Entwicklungsrichtung oder eines Zustandes durch Sachzwänge, würde den zukünftigen Diskurs heute schon festlegen und damit beschränken (Gronke 2000: 183).

Diskursprinzip - Universalisierungsgrundsatz

Diese Normen werden zu den unbestreitbaren diskursethischen Moralprinzipien zusammengefasst: dem Diskursprinzip D und dem Universalisierungsgrundsatz U. D und U lauten:

D: BEMÜHE dich um ein Handeln, für dessen Berechtigung in einem ernsthaft geführten, rein verständigungsorientierten, unbegrenzten Diskurs unter idealen Bedingungen Konsens erzielt werden würde. U: BEMÜHE dich um ein Handeln, dessen wahrscheinliche Folgen und Risiken – die sich für alle auch zukünftig Betroffenen hinsichtlich ihrer Interessen und Werte ergeben – von allen sinnvoll Argumentierenden mit guten Gründen als verantwortbar und zumutbar akzeptiert werden könnten (Gronke 2000: 178 ff.).

D enthält die sich aus N2 u. N3 ergebende Zentralnorm der verallgemeinerten Gegenseitigkeit als Gerechtigkeitsprinzip: 

In allem Handeln, Denken, Sprechen, Argumentieren haben wir die Pflicht, andere Personen als gleichberechtigte Partner anzuerkennen, ihren Widerspruch so zu behandeln, als käme er von uns selbst (Kuhlmann 1992a: 168).

Zum moralischen Prinzip wird D, weil es nicht nur Regeln angibt, sondern zugleich den Grund seiner Geltung
 enthält.

Praxisrelevant wird D, da D bereits die „Ergänzung“ von U enthält. Der Versuch, die in N1–N3 enthaltenen Regeln umstandslos zu befolgen, könnte unzumutbar sein. Wir müssen unser Handeln daher zusätzlich an der Einschätzung unserer Möglichkeiten orientieren. Wir sind nicht ohne Prüfung zur Eröffnung eines schrankenlosen, gleichberechtigten 

Dialoges mit allen Betroffenen verpflichtet, sondern nur dazu, uns um einen vernünftigen praktischen Konsens und um alles, was dazu gehört, zu bemühen. 

Die zweistufige tpDE schreibt nicht direkt vor, was man tun soll, sondern was man tun muss, um herauszufinden, was man tun soll (Kupfer 2005: 128. Nur das formal-prozedurale Prinzip D der 1. Stufe ist letztbegründet). Auf der 2. Stufe  – die mit N4 verbunden ist - ist D auf die lebenspraktische Situation zu übertragen; alle Begründungen, dass etwas die richtige Übertragung sei, bleiben irrtumsfähig und prüfungsbedürftig. 
Mit der tpDE unvereinbare Begründungen

Auch in der Naturschutzdebatte gibt es verschiedene Versuche, mit dem oben genannten Begründungsdilemma fertig zu werden. Viele dieser Versuche sind jedoch unzureichend oder selbst moralisch bedenklich. Zu diesen Versuchen zählen z.B.:

· Intuitionsbezüge, Hinweise auf angeblich nicht begründungsbedürftige höhere Werte, z.B. Ehrfurcht vor dem Leben; 

· expertokratische Orientierungen, die Naturschutzziele allein aus naturschutzfachlichen Gründe herleiten, z.B. durch Hinweise auf „natürliche Funktionen“;

· Begründungen auf Basis eines allen gemeinsamen lebenspraktischen Interesses, z.B. am Erhalt der Biosphäre; 

· und nicht zuletzt physiozentrische Schutzbegründungen.

Diese Versuche werde ich nachfolgend näher darlegen und werde ihnen Beispiele aus der Naturschutzdebatte zuordnen.

Argumentationsfremde Naturschutzbegründungen 

Ein Beispiel für nicht-argumentative, metaphysische und intuitive Begründungen von Naturschutzzielen, ist R. Spaemanns

„naturrechtliche Begründung des Prinzips Leben bzw. des Prinzips der »Ehrfurcht vor dem Leben« aus einem »religiösen Verhältnis zur Natur«. Spaemann plädiert (…) für eine »Ethik der dreifachen Ehrfurcht vor dem, was über uns, was unseresgleichen und was unter uns ist« und betont, daß eine solche Ehrfurcht »anderer als argumentativer Grundlegungen bedarf«.“ 

(Böhler 1982: 102)

Auch andere Vertreter des Biozentrismus oder tiefenökologischer Orientierungen – wie etwa H. Rolston oder H. Jonas – lehnen eine nur rationale Methode der Wert- und Zielbegründung ab (Jonas 1979: 136 ff.; Rolston 1997). Sie berufen sich auf „Intuition“, „Evidenzen“, „Heiligkeitsvermutungen“, „anschauliche Gewissheit“ oder eine teleologische Deutung des Seins. Solche Orientierungen hätten eine selbständige Bedeutung insofern, dass sie sich im rationalen Diskurs niemals vollständig einholen ließen und dies auch nicht nötig sei
. Die Behauptung aber, dass es etwas geben könnte, das keiner argumentativen Grundlagen bedürfe, führt in den pS (zum pS vgl. oben) und ist daher auf der Sinnebene widerlegt (Kuhlmann 1992a: 229; Gronke 2000: 175). Denn mindestens beansprucht z.B. Spaemann im Rahmen seiner Publikationen durch Argumentieren 

„intersubjektive Gültigkeit und Verbindlichkeit für seine These eines »Prinzips der Ehrfurcht vor dem Leben«. Hingegen bestreitet er auf propositionaler Ebene, nämlich durch seine Aussagen über dieses Prinzip, dessen argumentative Aufweisbarkeit und beruft sich auf eine argumentationsfremde Instanz. Wenn man »Ehrfurcht vor dem Leben« als Prinzip des Ethischen aufstellt, hat man aber schon argumentiert und einen Anspruch auf intersubjektive Verbindlichkeit erhoben, den man in philosophischen Diskursen müßte einlösen können. Diese Einlösung gelingt jedoch nicht.“ 

(Böhler 1982: 102 f.)

Auch der Intuitionismus im Sinne von Jonas ist keine Ergänzung, sondern eine Verschiebung des Begründungsproblems: Eine angemessene Wertwahrnehmung durch Intuition ist nur möglich, wenn das moralische Subjekt schon über die richtigen Kriterien für die Angemessenheit der Gefühle verfügt. Dieser Maßstab soll aber erst durch die Intuition erzeugt werden . Auch erzeugt der Intuitionismus ein Orientierungsproblem, wenn widersprechende Intuitionen aufeinander treffen. Zur Beantwortung der ethisch besonders relevanten Frage, wie man denn zwischen den Intuitionen zu entscheiden hätte, hat der Intuitionismus nichts mehr beizutragen. Wer z.B. intuitiv das Töten von Tieren für an sich falsch hielte und daher den Veganismus predigt, der müsste gegenüber Nomaden- oder Jägervölkern behaupten, dass diese ihre Kultur zu unrecht lebten und aufzugeben hätten. Wer nun diese Forderung für intuitiv absurd hielte, der hätte als Geltungsnachweis nicht mehr zur Hand, als der intuitive Veganer. 

Auch Behauptungen, die die Identität aller Dinge zum Ausdruck bringen, da diese Teil eines übergeordneten, harmonischen Ganzen seien, erreichen ihre Sinngrenze: Ähnlich wie im Intuitionismus wird es nun unmöglich, Kriterien für den Umgang mit Konflikten zwischen Lebensinteressen der verschiedenen Lebewesen bereitzustellen
 (Apel 1994:387). 

Expertokratische Fehlschlüsse 

Begründungen für Naturschutzmaßnahmen sind Seitens vieler Naturschützer meist ökologischer Natur. Denn „Natur“ bzw. „Natur-Teile“ scheinen als selbständige, vom Menschen unabhängige organismische Einheiten zu existieren; entsprechende Naturaspekte – z.B. der Naturhaushalt – erscheinen durch den Menschen (zer-)störbar (Gorke 1996: 231; Stoll-Kleemann 2002: 153). Entsprechende naturschutzfachliche Argumente beziehen sich z.B. auf die Evolutions- und Ökosystemtheorie und auf naturgesetzliche „ökologische Funktionen“. Es existieren demnach Kräfte oder Anlagen – sog. Entelechien – die die Entwicklung der Lebewesen oder ökosystemarer Entitäten in Richtung ihrer Ziele steuern (vgl. Potthast 1999). So entsteht eine Verbindung von Naturwissenschaft und -metaphysik: Diese Ziele begründen qua Ökosystemtheorie natürlicher Weise ein „Sollen“ – einen objektiven Schutzgrund – auf den sich die „ökologischen Experten“ berufen. Damit scheint ein intersubjektiv gültiges Wissen möglich, das Aussagen über Naturschutzziel durch kausal erklärende, objektivierende Erfahrung und logisch richtiges Kalkulieren erlaubt (Böhler 1985: 17). Vernünftige Konfliktlösung ergibt sich durch Faktenbezug. Damit verbunden ist die Vorstellung, dass die Konfliktlösung besser nicht der partizipativen Willensbildung zu überlassen sei: Die zu gestaltenden ökologischen Sachverhalte seien zwar objektiv erkennbar, andererseits aber zu komplex, um durch die alltägliche Lebenserfahrung angemessen beurteilt zu werden. Eine demokratische Willensbildung würde eine richtige Entscheidung ökologischer Experten nur behindern (Apel 1973: 132 ).

Diese Expertenorientierung übersieht, dass die teleologische Sprache der Biologie nicht verständlich wird, wenn die Teleologie erst qua Wissenschaft aus der Natur getilgt wird, um sie anschließend qua Wissenschaft mit normativem Gehalt wieder in die Natur „hineinzuobjektivieren“ (Toepfer 2005). Vielmehr ergibt sich das teleologische Moment der Biologie weder system- oder evolutionstheoretisch aus der Naturwissenschaft noch aus der (nicht-menschlichen) Natur; es ergibt sich erst aus den Interessen  der Menschen (Apel 1979). Die den Expertenentscheidungen zu Grunde liegende Teleologie ergibt sich nicht aus einer Theorie, sondern umgekehrt, ist die Theorie Ergebnis einer Teleologie, die mit den Interessen des Menschen verwoben ist. Diese lassen sich nicht objektivieren, sondern nur kommunikativ erfahren
. Interessen können daher nicht durch Experten übersprungen werden, denn der an menschliche Interessen gebundene Zweckbegriff einer teleologischen Naturbeschreibung organisiert erst die Naturerkenntnis. 

Lebenspraktische Interessen

Unzureichend für die Normenbegrünung ist, die unterschiedlichen vorfindlichen lebenspraktischen Interessen auf ein – allen gemeinsames – Interesse zurückzuführen (z.B. Grundbedürfnissicherung, Ökosystemschutz). Aus diesem ergebe sich dann für alle gegeneinander: Eigentlich wollen wir die Zielsetzungen – die dem lebenspraktischen Interesse zu Grunde liegen – alle selbst und ließen sich diese am besten gemeinsam erreichen. Auf diese Voraussetzungen würden uns dann z.B. die Naturschutzexperten lediglich hinweisen; und sofern man vernünftig wäre, könnte man dies einsehen. Die „Rationalitätslücke“ beschriebe dann keine Zielfindungskrise, sondern wiese auf ein technisches Steuerungsproblem hin, das im Rahmen pragmatischer Sittlichkeit
 zu lösen wäre. 

Dieses Klugheits-Argument verfehlt das Moralische –: Nun ist nicht mehr das Interesse vom Moralprinzip abhängig, sondern umgekehrt, das Moralprinzip vom vorfindlichen Interesse (Kuhlmann 1992a: 182 ff.). Schädlich ist diese Sicht, weil sie die friedliche Dialog- und Konfliktlösungsfähigkeit stört: Erweisen sich im Konflikt Oberziele als verschieden, dann gibt es für Begründungen im Rahmen pragmatischer Sittlichkeit keine Möglichkeit, Akzeptanz für Maßnahmen zu schaffen. Wer nun an den Oberzielen festhielte, diese ggf. durch mittelrationale Expertenargumente zu stärken suchte, müsste kritische Nachfragen als unberechtigt zurückweisen, oder dies aus der öffentlichen Diskussion ausgrenzen: Kritiker werden als Störer verunglimpft, moralisch herabgewürdigt (Egoismusvorwurf) oder es wird ihnen Vernunft und Wissenschaftlichkeit abgesprochen. U.U. sehen sich Kritiker an etablierten Prioritäten genötigt, die friedliche Auseinandersetzung aufzukündigen
. 

Oberzieldiskurse sind jedoch für den Naturschutz besonders bedeutsam. Zwar ist der Schutz biophysikalischer Voraussetzungen grundlegender Lebensfunktionen des Menschen oder gar der Menschheit meist unstrittig.  Das Problem beginnt aber, wenn lebenserhaltende Funktionen der Natur gegeneinander abzuwägen sind. Auch ist Lebenserhaltendes nicht nur rein biophysikalisch und steht die Abwendung solcher Bedrohung keineswegs immer an
. Nicht zuletzt hat „Natur“ bedeutsame kulturelle und ästhetische Funktionen. Das scheinbar unstrittige wird daher wider strittig, wenn hinter der Wahl der verteidigten „Lebensfunktionen" ganz unterschiedliche Naturvorstgellungen aufscheinen, die wiederum von den lebensweltlichen Lagen derer abhängen, die sie vertreten. Die Übertragung von D und U auf eine solche Praxis bedeutet z.B., dass alle Beteiligten sich bemühen müssen, die Naturbegriffe selbst im Diskurs zu führen, die darin steckenden normativen Differenzen und unterschiedlichen lebenspraktischen Ansprüche herauszuarbeiten und als gleichermaßen berücksichtigungswürdig anzuerkennen. 

Daher stehen Oberziele konkreter Schutzprojekte potentiell immer im Diskurs – da die lebensweltliche Lage der Menschen nicht gleich ist und nicht ausgelassen werden darf. 

Physiozentrische Fehlbegründung: Sinngrenzen der Selbstwertbehauptung der Natur

Der Physiozentrismus ist die Gegenposition zum Anthropozentrismus. Physiozentrische Begründungen plädieren für die Anerkennung eines „Selbstwertes“ der gesamten belebten Natur. Diese Schutzbegründungen kommen nicht ohne faktische Unterstellungen aus. Daher sind ihre Schlüsse entweder begründungsirrelevant bzw. deren Begründungsversuche münden in den naturalistischen Fehlschluss, den Zirkelschluss, oder es wird ein Begründungsverständnis für sinnvoll gehalten, das auf eine Begründung verzichtet (vgl. Gronke 2000; Werner 2001; Gorke 1996). Aussagen über die Natur scheinen außerhalb kommunikativer und anthropozentrischer Verhältnisse möglich und sind mit der nachfolgenden „Selbstwertbehauptung“ verbunden.

Ein im Selbstwert enthaltenes Sollen impliziert immer eine Norm, nämlich das Sollen in die Welt zu setzen bzw. in ihr zu halten. Ein Sollen ist auch handlungsbeschränkend, da es vorgibt die Entscheidung des Normadressaten – die hinsichtlich dieser Norm frei sein muss – zu Recht zu binden. Normenbindung kann aber mit Konflikten verbunden sein. Dann kann die Autonomie einer Entscheidung - eine Norm angesichts ihr widersprechender Handlungsalternativen zu befolgen – nur auf Gründen ruhen. Ohne Gründe gibt es kein vernünftiges Wollen. Erst durch die freie Entscheidung zwischen Alternativen ist Moral möglich. Ohne Gründe für eine Verpflichtung – auf die sich die Entscheidung, ihr zu entsprechen gründen muss – kann niemand zu Recht zu etwas verpflichtet werden (Kuhlmann 1992a: 180). Auch eine Selbstwertbehauptung bedarf daher notwendig eines Grundes. Ein solcher Grund kann nicht im Hinweis auf „Bedürfnisse
“ gefunden werden, sofern Bedürfnisse ein Hinweis sein soll, dass die Entität, welcher Bedürfnisse zugeschrieben werden, auf eine Teleologie und damit ein Sollen Bezug nimmt. Der Wahrheitsanspruch für den Selbstwert nichtmenschlicher Natur, führt zu erheblichen Sinnproblemen: Die Selbstwertbehauptung ist nur verständlich, wenn eine Entität wenigstens prinzipiell Bedürfnisse haben könnte. Damit der Begriff „Bedürfnisse“ verständlich ist, müsste es prinzipiell möglich sein, etwas Bestehendes so zu bewerten, dass es hinsichtlich der „Orientierung“ einer Entität NICHT sein soll. Es ergibt sich: Eine Selbstwertbehauptung hinsichtlich nicht vernunftfähiger Wesen bleibt unverständlich, da niemand wissen kann (auch das Wesen selbst nicht), was der Unterschied zwischen zutreffenden und unzutreffenden Bedürfnissen ist. Denn dafür wäre die intersubjektive Zeichenverwendung Voraussetzung: Sie setzt das Prüfenwollen und –können von Geltungsansprüchen gegenüber anderen voraus. Diese Unterscheidungsmöglichkeit ist die Voraussetzung dafür, dass ein Wille etwas wollen kann. Dazu aber müsste die diesen Willen enthaltene Entität einen Unterschied zwischen Richtig und Falsch wissen können: Es müsste der Entität prinzipiell möglich sein, zu wissen, dass etwas von der Art ‚x’ (das gerade besteht) nicht dem ‚y’ entspricht, das ihr Bedürfnis wäre. Dazu aber müsste eine solche Entität durch eine symbolische Repräsentation ‚z’ Geltungsansprüche gegenüber anderen erheben und einlösen können. Dazu müsste die Entität sich kooperativ verhalten und den Konsens suchen. Nur wenn es möglich ist, dass die Entität ihr Wissen Moralsubjekten vorlegt, die auf sie Einfluss haben, kann verständlich werden, was Ansprüche sind und in welche Richtung diese gehen; die Möglichkeit dies zu wissen, ist die Voraussetzung, dass diese Ansprüche überhaupt berücksichtigt werden können und dass man wissen kann, wie man seinen Einfluss wirken lassen müsste. 

Nicht-vernünftigen Wesen Bedürfnisse zu unterstellen, ist daher nicht falsch, nicht richtig, sondern sinnlos in Bezug auf das moralische Sollen. 
Beispiele: Naturschutzakteure und Fehlbegründungen

In Anerkennung von Fehlbarkeit und Begrenztheit nicht nur jeder Praxis, sondern auch jedes Urteilens über praktische Zusammenhänge, ist bei der Anwendung der Beurteilungsmaßstäbe von D und U Vorsicht geboten: Selbst ein „Verstoß“ gegen U könnte im Rahmen einer Konterstrategie doch U-gemäß sein, sofern er in Anerkennung realer Bedingungen die wirkungsvollste Annäherung an die ideale Kommunikationsgemeinschaft darstellt
 - dieser Umstand müsste allerdings Teil der Begründung sein. Das Bemühen, mit dieser Schwierigkeit umzugehen, ist ebenfalls nur als kritikwürdiger Diskursbeitrag denkbar: 

Zwei Kurze Beispiele sind das novellierte Bundes Naturschutzgesetz (BNatSchG) und Naturschutzverantwortliche im Nationalpark Unteres Odertal (NPUO). In ihnen drohen verstöße gegenüber D - dem Gebot der Entgrenzung der Kommunikationsgemeinschaft. Dabei spielen die Selbstwertbehauptungen und expertokratische Fehlschlüsse eine wichtige Rolle. Es bestehen Tendenzen zur sozialen Ausgrenzung Andersdenkender und Naturschutzbetroffener sowie zur Behinderung einer friedlichen Konfliktbearbeitung (Moz 1999; Berliner Morgenpost 1999).

Waren die Ziele des BNatSchG von 1987 anthropozentrisch, so unterstellt das neue Gesetz von 2002 in §1 vom Menschen unabhängige Naturfunktionen und einen Eigenwert der Natur (BNatSchG 2002; SRU 2002: 16). Auch erscheint im neuen Gesetzt das Verhältnis von Naturschutzzielen und Betroffenen eher strategisch statt rechtfertigungsbezogen: Bei den Betroffenen und der interessierten Öffentlichkeit soll mit geeigneten Mitteln „das allgemeine Verständnis für die Ziele des Naturschutzes“ gefördert werden. Auch der Hinweis, dass ein frühzeitiger „Informationsaustausch“ zu gewährleisten sei (BNatSchG 2002, § 2, Abs. 15), legt nahe, dass ein allgemeines Verständnis der Naturschutzziele bereits zu Recht voraussetzbar sind. Gegenüber 1987 wird auch das Abwägungsgebot mit „sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit“ von §1 nach §2 verlagert. Dadurch soll - nach Volkery 2000: 7 - verhindert werden, dass im Abwägungsprozess die Belange des Naturschutzes unterliegen. 

Wird nun D auf die Eigenwertbehauptung und die Diskursorientierung des neuen BNatschG angewandt, so ergibt sich eine doppelte moralische Schieflage. Zum einen: Die vom Gesetz vorausgesetzte Ausweitung des Kreises ethisch Anspruchsberechtigter in den Bereich niemals vernunftfähiger Entitäten ist notwendig mit der Ausweitung von Konflikten innerhalb der nun größeren Gruppe ethisch Anspruchsberechtigter verbunden. Für den Menschen bedeutet das eine Ausweitung seiner Interessenbegrenzung. Zum anderen: Das Gesetz wirkt hinsichtlich der Eigenwertbehauptung diskursbeschränkend
 auch hinsichtlich grundlegender Naturschutzleitlinien
. Angesichts der Begründungsdefizite gängiger Naturschutzargumente bei damit verbundenen Einschränkungen menschlicher Interessen, ist die Eigenwertbehauptung nach wie vor rechtfertigungspflichtig. Im Naturschutz steht eine Aufarbeitung der Argumentationsmuster an, die die lebenserhaltenden Funktionen der Natur hinsichtlich ihrer ästhetischen und kulturellen Bedeutung freilegen. Dazu muss die gesellschaftliche Diskussion über grundlegende Zielsetzungen geöffnet werden (Eissing – Osten 2002). Die Bemühung um eine kritische Prüfung auch grundlegender Zielorientierungen – etwa hinsichtlich der Frage, welche Natur denn die richtige sei – wird durch die Eigenwertbehauptung behindert. 

Für den NPUO bestehen verwandte Probleme
. Die Begründung der Nationalparkzielsetzungen baut auf einer Studie von Succow und Jasnowski auf, die sowohl erhebliche wissenschaftstheoretische Irrtümer aufweist, als auch zu unmoralischen Handlungen auffordert: Zunächst versucht die Studie auf die Frage nach der Bedeutung von gut im Naturschutz, mit theoretisch-empirischen Existenzaussagen zu antworten 

(Apel et al. 1984: 325): „Gut“ im Sinne des NP-Projektes bedeutet, dass in dem Gebiet real existierende Eigenschaften vorfindlich sind (nämlich die in der Projektstudie genannten), z.B. das Vorhandensein seltener Tierarten (Succow/Jasnowski 1991: 42). Eine solche „naturwissenschaftliche Wertbegründung“ baut jedoch auf den naturalistischen Fehlschluss und kann daher die Einschränkung der Zieldiskussion nicht rechtfertigen. Möglich wäre, die Argumentation der Studie als technisches Begründungsverfahren zu deuten – d.h. die genannten Ziele sind letztlich Mittel für dahinter stehende Oberziele. Dann aber müssten die letzten Oberziele und deren moralisches Prinzip genannt und begründet werden (Apel et al. 1984: 1003). Dies geschieht jedoch nicht. Daher liegt eine naturalistische Deutung des Grundverständnisses der Studie nahe. In jedem Fall fehlt die Rechtfertigung. Trotzdem macht die Studie auf Grundlage ihrer Wertbegründung, weitreichende normative Aussagen: In ihr wird das moralisch fragwürdige Ziel formuliert, eine grundsätzliche Diskussion über die Gutheit des Projekt NP zu unterbinden. Denn „es muss sichergestellt werden, dass die Naturschutzziele nicht zugunsten von wirtschaftlicher Entwicklung
 zurückgeschraubt werden“ (Succow/Jasnowski 1991: 60). Die gleichzeitig geforderte Akzeptanzbeschaffung hat daher eher technische, denn verständigungsorientierte Motive: Es wird davon ausgegangen, dass mangelnde Akzeptanz nicht an der mangelnden Richtigkeit der NP-Idee liegen kann – diese steht fest. Akzeptanzbeschaffung erscheint in der Studie als technisch-strategisches Konzept, dass nicht mehr nach der Gültigkeit der NP-Zielsetzungen fragt, sondern nach der Beseitigung von Widerständen bei der Verwirklichung der Interessen der NP-Vertreter (Succow/Jasnowski 1991: 51, 59ff.). 

Die Studie bezieht sich auch auf die Regionalentwicklung. Sie empfiehlt den Nationalparkverantwortlichen, der Bevölkerung zu erklären, dass ein NP ein wichtiger Beitrag für die Regionalentwicklung sei. Die Studie empfiehlt nicht, über die Risiken zu informieren. Dabei herrscht im Rahmen der Regionalentwicklung weitgehend Einigkeit, dass ein NP für die Regionalentwicklung der am wenigsten geeignete Grosschutzgebietstyp ist. Empfehlungen zur Informationsverbreitung aber auch die Akzeptanzbeschaffung, geraten damit in die Nähe von Naturschutzpropaganda und Bewusstseinsmanipulation.

Anthropozentrismus, Naturschutz und das Restproblem der tpDE

Die genannten Begründungsprobleme lassen sich nur durch den erweiterten Anthropozentrismus lösen. Er besagt nicht allein, dass nur denkende Wesen moralischen Normen folgen können; er besagt auch, dass nur diese es sind, gegenüber denen wir Verantwortung tragen müssen. Daraus folgt keines Wegs ein ermäßigter Naturschutz – sondern führt die Reichweite des vernunftgebundenen Anthropozentrismus sehr weit über die Grenzen der moral community hinaus.

Nur in anthropozentrischer Einstellung können die alarmierenden Gesichtspunkte der ökologischen Krise oder des Naturschutzes bearbeitet werden. Der normative Gehalt der tpDE ist hierfür hinreichend, denn der Erhalt der Biosphäre als Lebensgrundlage des Menschen unter Gerechtigkeitsbedingungen ist letztbegründet. Argumentationsfremder Instanzen bedarf es nicht (Apel 1994; Böhler 1982; Gronke 2000; Habermas 1997; Kuhlmann 1992a: 131).

Für den Naturschutz bedeutet dies, dass einige Begründungen überdacht werden müssen. Die institutionell vorgegebene Ausgrenzung der vor Ort Betroffenen aus grundlegenden Zieldiskursen und aus Naturnutzungen, die ihren Grund auch in der Eigenwertbehauptung der Natur haben, ist moralisch bedenklich und bedarf einer Begründung, die der tpDE genügt.

Auch unverständliche oder falsche Naturschutzbegründungen – wie etwa teleologische, physiozentrische oder auf Selbstwertbehauptung bauende – sind moralisch nicht neutral: 

Ein als eigentlich richtig erweisbares Schutzanliegen, wird durch eine unzureichende Begründung (etwa die des Physiozentrismus) in seiner Umsetzung unnötig behindert. Ebenso verstellen unzureichende Begründungen den Blick für die Notwendigkeit des Begründens, führen zu Ausgrenzungen, behindern die Kommunikationsfähigkeit und bedrohen den sozialen Frieden. Unzureichende Begründungen können daher unverantwortlich sein.

Dennoch stellt die Abgrenzung des Kreises ethisch Anspruchsberechtigter ein Restproblem der tpDE dar (Werner 2001; Gronke 2000). Auch wenn nicht-vernünftige Entitäten nicht durch die tpDE „eingefangen“ werden können, bleibt hinsichtlich der Selbstwertfrage ein Übergangs-

problem zu den höheren Tieren und gegenüber den Stufen der menschlichen Ontogenese.
 Irrtümer sind auf Grund der Fehleinschätzung der Qualität der existierenden Kommunikationsfähigkeit möglich. Auch hierfür liefert die tpDE eine Lösung: Sofern keine anderen Gründe angeführt werden können, muss im Zweifel so gehandelt werden, als bestünde ein Selbstwert. Dies muss im Hinblick auf D und U geprüft werden. Der Primat von Rechten des Menschen gegenüber Rechten der Natur bleibt jedoch ungebrochen.

Letztbegründet ist das Prinzip der verallgemeinerbaren Gegenseitigkeit, das in D und U zum Ausdruck kommt. Aus ihm ergeben sich die möglichst weitgehende Berücksichtigung aller Betroffenen und die Pflicht, sich um solche Institutionen zu bemühen, die die sozialen und materiellen Rahmenbedingungen praktischer Diskurse bestmöglich fördern. Diese Moralprinzipien lassen sich für den Naturschutz fruchtbar machen. Eine weitere praxisrelevante Ausarbeitung dieser „Früchte“ scheint mir notwendig und möglich. 
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� Es zeigt die Unmöglichkeit, Normen und Werte rein deskriptiv zu begründen. Werthaltiges kann nur aus bereits Werthaltigem ableiten werden. Wenn wir nicht immer schon gültige Normen haben, werden wir nie legitim dazu kommen (Kuhlmann 1992a: 156). 


� Dieses Wittgenstein’sche Regelfolgen-Argument bzw. „Privatspracheproblem“, kann hier nicht erläutert werden. Ausführlich: Kuhlmann 1985: 145 ff. 


� Fragt nach und gibt Antwort auf: Ist es wahr, dass…?


� Fragt vor der Geltungsprüfung: Was ist es – der Gegenstand, die Situationsdeutung - wofür ein Geltungsanspruch erhoben wird?


� Argumentationsfremd könnten z.B. sein: gesellschaftliche Institutionen und die in ihnen verankerten Normen, Intuitionen, oder Heiligkeitsbehauptungen für die Natur- oder Schöpfungsordnung. 


� Z.B. weil sie noch nicht geboren sind oder aus anderen Zeit- und Raumgründen am Diskurs nicht teilnehmen können oder wollen.


� Sofern diese verbalisierbar sind, sind es Argumente. Handeln – z.B. das Verfolgen von Interessen – ist immer Handeln aus Gründen mit Richtigkeitsanspruch. Dieser Anspruch ist nur einlösbar, wenn er die gleichberechtigte Berücksichtigung aller Argumente weit möglichst zulässt. Hierzu gehören die Interessen aller. (Apel 1984: 331 Apel 1973: 400 ff.). 


� Denn um die Geltung von D zu bestreiten, müsste man durch das Bestreiten das anerkennen, was in D zum Ausdruck kommt. 


� Das heißt nicht, naturethische Intuitionen seien unwichtig, aber: Sie sind nicht der Grund ihrer Geltung. Bedeutsam sind sie, weil in ihnen ein „Problem“ für noch zu leistende Geltungsprüfung aufgehoben ist und sie eine Quelle konkreter Normendiskurse sind.


� Diente etwas einem vorgegebenen harmonischen Ganzen, wäre für die Möglichkeit einer „Fehlentwicklung“ kein Platz; wird hingegen „Fehlentwicklung“ für möglich gehalten, bliebe das Begründungsproblem des richtigen Verständnisses von „Harmonie“.


� Naturwissenschaftliche Erkenntnis ist kausalerklärend und experimentgebunden und setzt den Begriff des Handelns als beobachtendes, messendes Eingreifen voraus. Nur durch Vorannahmen von gelungenem und misslungenem Experiment, tritt der Mensch mit der „Natur“ in Kontakt. Die für jede Handlung konstitutive Idee des Regelfolgens, erschließt sich nur kommunikativ.


� Pragmatische Sittlichkeit setzt bei gegebenen Zielen mit Gemeinplatzcharakter an und fragt mittel-zweck-rational nach ihrer angemessenen und strategischen Realisierbarkeit. Deren Rechtfertigung ist überflüssig, da sie offensichtlich sei (Apel et al. 1984:857). 


� Z.B. Morddrohungen im Naturschutzkonflikt Nationalpark Bayrischer Wald (Spiegel 17.11.97) oder Nationalpark Unteres Odertal (MOZ 14.1.99; Berliner Morgenpost 10.2.99; Tagesspiegel 5.2.01).


� Z.B. bei der Wahl unterschiedlicher Gebietsschutztypen.


� Bedürfnisse zielen auf Bedingungen, die der Herstellung oder Aufrechterhaltung von subjektiv angestrebten Zuständen entsprechender Entitäten dienen. Sofern Bedürfnisse moralisch relevant sind, müssen sie ein teleologisches Moment, ein verfehlbares Sollen enthalten. Ich bestreite, dass ein moralisch gehaltvoller Bedürfnisbegriff verständlich ist, wenn eine Entität sich seine Bedürfnisse grundsätzlich nicht bewusst machen kann. Auch die Unterstellung, Bedürfnisse zielten auf den Lebenserhalt und hätten eine entsprechende, ein Sollen enthaltene Funktion, löst das Problem nicht: Diese Moralbegründung wäre empirischer Natur (naturalistischer Fehlschluss). Auch müsste vor der Beobachtung des Lebendigen klar sein können, wie Funktion und Dysfunktion zu unterscheiden wäre – zumal das Lebendige als Verhältnis von Fressen und Gefressenwerden gedeutet wird, „Funktion“ entsprechend relativ ist. Die Bedürfnisunterstellung nicht-kommunikationsfähiger Wesen hat eine heuristische Bedeutung (vgl. Kant): Es erleichtert die Erklärung der Welt und zugleich ihre kausale Beherrschbarkeit� NOTEREF _Ref157430703 \h  \* MERGEFORMAT ��. Nur eine Entität die Interessen hat, kann auch Bedürfnisse haben.





� vgl. oben Norm N4, zum Abbau der Differenz zwischen idealen und realen Kommunikationsbedingungen.


� Ein Bundesgesetzt beeinflusst die Rahmenbedingungen realer praktischer Diskurse: Es geht in den Landesnaturschutzgesetzen auf und wirkt von da z.B. in ein Nationalparkgesetz hinein. Die vom Gesetz vertretenen Geltungsansprüche haben nun qua ihres institutionellen Hintergrundes ein hohes Gewicht. Dieser nicht-argumentative Anteil ihrer Glaubwürdigkeit, reduziert die argumentative Wirkung eines Zweifels - etwa an der Eigenwertbehauptung.


� Die Eigenwertbehauptung behindert den kritischen Diskurs über zentrale Naturschutzleitlinien, etwa über den Prozessschutz, den Wildnisgedanken bzw. das Naturnähekonzept. Diese, etwa für den NPUO zentralen Ideen, stehen - z.T. auf gleicher Fläche - mit einer anderen Leitlinien im Widerspruch: dem Kulturlandschaftsschutz. Die verschiedenen Auffassungen hinter den Schutzanliegen führen zu erbitterten Kontroversen z.B. hinsichtlich der Wahl des „richtigen“ Großschutzgebietstyps. Versuche, den Prozessschutzgedanken als solchen mit funktionalen Argumenten stark zu machen, führten zu Begründungsdefiziten (SRU 2002: 24 ff.; Potthast 1999). Dadurch, dass die Eigenwertbehauptung der Begründung prozessschutzbezogener Zielsetzungen eine alternative Rechtfertigung gibt ,scheint eine Diskussion der Prozessschutzbegründungen weniger dringlich.


� Weil der Prozessschutzgedanke in einem Nationalpark das Schlüsselkonzept darstellt, das neue BNatschG hier hineinwirkt (vgl. auch Fußnote 16)� NOTEREF _Ref157941916 \h � \* MERGEFORMAT �� und zentrale Akteure den „Kulturlandschaftsschutz“ bevorzugen.


� Da die Studie in der Wendezeit verfasst wurde, ist die besorgte Auffassung über Wirkungen des Verhältnisses von „Wirtschaft und Ökologie“ für die ländliche Peripherie nachvollziehbar. Allerdings lassen sich – ohne das hier zu belegen – auch 15 Jahre später ähnliche Positionen finden. Klar aber ist gegenwärtig: Nicht die ökologischen, sondern die wirtschaftlichen Zusammenhänge bedrohen die Lebensgrundlage der Menschen in dieser Region. 


� Bei der Ablehnung der Selbstwertbehauptung ist der logozentrische Fehlschluss zu vermeiden. Ihm liegt die Verwechslung des Gegenstandsbereiches der Verantwortung mit dessen Geltungsebene zu Grunde: Die tpDE würde dann aus der Einsicht, dass Vernunftwesen Rechte haben folgern, dass vernunftlose Entitäten diese nicht hätten (Gronke 2000: 190). Jedoch setzt die oben (S. � PAGEREF _Ref157916954 \h ��� PAGEREF _Ref163541172 \h ��16� f.) im Abschnitt „Physiozentrische Fehlbegründung:...“ beschriebene „Sinngrenze der Selbstwertbehauptung“ dem logozentrischen Fehlschluss ebenfalls eine Sinngrenze.





